
Angela Schilling, Oestricher Straße 128, 58644 lserlohn 
 
Vorab per Fax: 0201.7992-562 (10 S.) 
 
 
An das  
LSG Nordrhein-Westfalen 
Zweigwertstraße 54 
45130 Essen 
 
 
 
Ihr Zeichen 
Ihre Nachricht vom 

Mein Zeichen 
Meine Nachricht vom 

Datum 

S 10 AS 2755/10 ER Angela Schilling./.ARGE MK  28.08.2010 

 
 
 

In dem Antragsverfahren auf 
 

Einstweiligen Rechtsschutz und Bewilligung der Prozesskostenhilfe  
 

Angela Schilling./.ARGE MK 
 

S 10 AS 2755/10 ER  
 
 
 
 

lege ich hiermit gegen den ablehnenden Beschluss der Kammer vom 30.07.2010, 
zugestellt am 06.08.2010,  

 
 
 

Nichtzulassungsbeschwerde 
 
ein. 
 
 
 
Es wird beantragt, 
 
 

1. den Beschluss aufzuheben und Prozesskostenhilfe für die 1. und 2. Instanz zu 

bewilligen  

2. den Bevollmächtigten, RA Ralf Karnath, Weststraße 5, 58638 Iserlohn, zur vorläufig 

unentgeltlichen Wahrnehmung der Rechte der Beschwerdeführerin  beizuordnen. 

3. die Antragsgegnerin vorläufig bis zur erstinstanzlichen Entscheidung zu 

verpflichten, die Leistungen in voller Höhe zu gewähren.  

 
 



Begründung 
 
Die Beschwerdeführerin und Antragstellerin ist nach ihren persönlichen und wirtschaftlichen 

Verhältnissen außerstande, die Kosten des Rechtsstreits aufzubringen, da sie bedürftig im 

Sinne des SGB II ist.  

 

Der Beschluss des Sozialgerichts Dortmund vom 30.07.2010,  S 10 AS 2755/10 ER verletzt 

die Beschwerdeführerin in ihrem Grundrecht aus Artikel 19 Absatz 4 des Grundgesetzes.  

Aus dieser Verletzung resultiert eine nachhaltige und rechtswidrige Beschwer. 

 

Die Beschwerdeführerin hat im Eilverfahren Leistungen zur Sicherung des Existenz-

minimums begehrt. 

 

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die Begründung der Beschwerde vom 

28.08.2010 verwiesen. Die Hinzuziehung der vollständigen Akte wird beantragt.  

 

Der Vortrag der Kammervorsitzenden in dem beigefügten Bescheid verkennt in der 

Ablehnung des Klagevortrags, dass bereits die ungenügende Rechtsfolgenbelehrung 

ausreichend war, den Bescheid vollumfänglich aufzuheben, denn bereits die rechtswidrige 

Erteilung des 100%-Sanktionsbescheides lässt erkennen, dass die Beklagte selbst nicht einmal 

die Grundlagen einer rechtlich korrekten Anwendung der Sanktionen gem. § 31 SGB II 

verstanden hat. Sachlogisch ist es folgerichtig Nonsens, wenn der offensichtlich unzureichend 

ausgebildete Sachbearbeiter im laufenden Rechtsstreit behauptet, der juristisch unbedarfte 

Kunde hätte zweifelsfrei verstehen müssen, was der Sachbearbeiter selbst nicht verstanden 

hat. 

 
   
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Anlage 
PKH-Antrag 
Beschwerde vom 28.08.2010 (S 10 AS 2755/10 ER) 
 
 
Angela Schilling 


